
§ 29 
Hinderungsgründe 

(1) Gemeinderäte können nicht sein 

1. 

a) Beamte und Arbeitnehmer der Gemeinde, 

 

b) Beamte und Arbeitnehmer eines Gemeindeverwaltungsverbands, eines  

Nachbarschaftsverbands und eines Zweckverbands, dessen Mitglied die Gemeinde ist,  

sowie der erfüllenden Gemeinde einer vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft, der die  

Gemeinde angehört, 

 

c) leitende Beamte und leitende Arbeitnehmer einer sonstigen Körperschaft des  

öffentlichen Rechts, wenn die Gemeinde in einem beschließenden Kollegialorgan der  

Körperschaft mehr als die Hälfte der Stimmen hat, oder eines Unternehmens in der  

Rechtsform des privaten Rechts, wenn die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert an  

dem Unternehmen beteiligt ist, oder einer selbstständigen Kommunalanstalt der  

Gemeinde oder einer gemeinsamen selbstständigen Kommunalanstalt, an der die  

Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist, 

 

d) Beamte und Arbeitnehmer einer Stiftung des öffentlichen Rechts, die von der  

Gemeinde verwaltet wird, 

 

2. Beamte und Arbeitnehmer der Rechtsaufsichtsbehörde, der oberen und der obersten  

    Rechtsaufsichtsbehörde, die unmittelbar mit der Ausübung der Rechtsaufsicht befasst sind,  

    sowie leitende Beamte und leitende Arbeitnehmer der Gemeindeprüfungsanstalt. 

   Satz 1 findet keine Anwendung auf Arbeitnehmer, die überwiegend körperliche Arbeit      

   verrichten. 

(2) (aufgehoben) 

(3) (aufgehoben) 

(4) (aufgehoben) 

(5) Der Gemeinderat stellt fest, ob ein Hinderungsgrund nach Absatz 1 gegeben ist; nach 

regelmäßigen Wahlen erfolgt die Feststellung vor der Einberufung der ersten Sitzung des 

neuen Gemeinderats. 

 

§ 31 
Ausscheiden, Nachrücken, Ergänzungswahl 

(1) Aus dem Gemeinderat scheiden die Mitglieder aus, die die Wählbarkeit (§ 28) verlieren. 

Das Gleiche gilt für Mitglieder, bei denen ein Hinderungsgrund (§ 29) im Laufe der Amtszeit 

entsteht. Die Bestimmungen über das Ausscheiden aus einem wichtigen Grund bleiben 

unberührt. Der Gemeinderat stellt fest, ob eine dieser Voraussetzungen gegeben ist. Für 

Beschlüsse, die unter Mitwirkung von Personen nach Satz 1 oder nach § 29 zu Stande 

gekommen sind, gilt § 18 Abs. 6 entsprechend. Ergibt sich nachträglich, dass eine in den 

Gemeinderat gewählte Person im Zeitpunkt der Wahl nicht wählbar war, ist dies vom 

Gemeinderat festzustellen. 

 


